
Diskriminierungsschutz in Artikel 3 Grundgesetz und Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz ausbauen
Wie wollen Sie Art. 3, Abs. 3 GG ergänzen, um ausdrücklichen Schutz für LSBTI zu verankern sowie das AGGausbauen und wirksamer gestalten (Einbeziehung staatlichen Handelns, Stärkung derAntidiskriminierungsstelle, Verbandsklagerecht, Aufhebung der Ausnahmeregelungen fürReligionsgemeinschaften)?

Selbstbestimmung über den eigenen Körper ist elementarer Bestandteil der Menschenrechte. Niemanddarf wegen seiner Identität strukturelle Benachteiligung und Diskriminierung befürchten müssen. Umdies auch verfassungsrechtlich zu sichern, möchten wir ins Grundgesetz Art. 3 Abs. 3 Satz 1 den Schutzvor Benachteiligung aufgrund von Genderidentität und sexueller/romantischer Orientierung aufnehmensowie Art. 3 Abs. 2 auf alle Geschlechter ausweiten.
Im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz wollen wir jegliche Ausnahmeregelungen für religiöse Trägerabschaffen. Zu den weiteren Punkten besteht noch keine Position – wir stehen einem stärkeren Schutzvor institutioneller Diskriminierung jedoch grundsätzlich sehr offen gegenüber.

Abstammungs- und Familienrecht für Regenbogenfamilien reformieren¶
Wie wollen Sie die Vielfalt der Regenbogenfamilien (Zwei-Mütter-Familien, Zwei-Väter-Familien,Mehrelternfamilien oder Familien mit trans* oder inter* Eltern) abstammungs- und familienrechtlichabsichern, die Kinder von Regenbogenfamilien und die gesellschaftliche Akzeptanz stärken?

Familie ist für uns eine Gemeinschaft aus Menschen, die in gegenseitiger Fürsorge undVerantwortung zusammenleben. Regenbogenfamilien (z. B. bisexuelle, trans* oder nichtbinärePartner u. v. m.) sind für uns genauso Teil des Familienbilds wie Trennungseltern, Patchwork-Familien, kinderlose Paare, polyamore Beziehungen und die sog. „traditionelle Familie“. Alle sollenauf ihre ganz eigene Art glücklich werden können. Wie Menschen leben und lieben, darf nicht vomStaat diktiert werden.
Wir fordern die vollständige rechtliche Gleichstellung von allen konsensuellen Partnerschaften,unabhängig von der Konstellation. Zur konkreten familienrechtlichen Regelung ist eine Position inArbeit.
Um die gesellschaftliche Akzeptanz zu stärken und Diskriminierung vorzubeugen, sindAufklärungskampagnen in allen Lebensbereichen von der frühkindlichen Bildung bis ins hoheErwachsenenalter essenztiell. Solche Projekte sollten verstärkt gefördert werden.

Selbstbestimmung von trans- und intergeschlechtlichen Menschen rechtlich anerkennen¶
Wie wollen Sie die Selbstbestimmung von trans* & inter* Menschen rechtlich sicherstellen (hinsichtlichAbschaffung des Transsexuellengesetzes, Voraussetzungen und Altersgrenze für Vornamens- undPersonenstandsänderung, ein Verfahren für trans* & inter* Menschen, Standesamt oder Gericht)?

Der Gutachtens- und Gerichtsprozess nach dem „Transsexuellengesetz“ (TSG) setzt Betroffeneunzumutbaren Hürden aus und ist in seinem Kern diskriminierend. Das TSG entspricht in keinsterWeise dem aktuellen Forschungsstand in Medizin, Menschenrechts- undGeschlechterwissenschaften und ist gänzlich ungeeignet, die grundrechtlich verankertekörperliche Selbstbestimmung zu wahren.
Die individuelle Genderidentität eines Menschen ist als Teil des personalen Selbstverständnissesweder medizinisch noch rechtlich zu begutachten. Daher wollen wir das TSG abschaffen undschlagen im Personenstandsrecht eine pragmatische, liberale Lösung vor:



Kurzfristig soll die Änderung des Vornamens und Personenstandseintrags grundsätzlich aufeinfachen Antrag beim Standesamt möglich sein. Die selbstbestimmte Erklärung einesaufgeklärten Menschen, dass Genderidentität und bei Geburt zugewiesenes Geschlecht nichtübereinstimmen, hat zu genügen. Auch hier gilt: #MyBodyMyChoice
Eine wertfreie, akzeptierende (Peer-)Beratung muss allen Betroffenen offen stehen; umJugendlichen besonderen Schutz und Unterstützung zuzusichern, sollte sie für Minderjährigesowie ihre Sorgeberechtigten vor einer Transition verpflichtend sein.
Langfristig streben wir an, die institutionelle, nicht-anonymisierte Erfassung von Geschlecht undGender auf wenige Ausnahmen — wie etwa die Gesundheitsakte — zu begrenzen.

Hasskriminalität gegen LSBTI bekämpfen
Wie wollen Sie Hasskriminalität gegen LSBTI wirksam bekämpfen (bundesweiter Aktionsplan zu Präventionund Bekämpfung, Berufung einer Expert*innenkommission, Benennung LSBTI-feindlicher Motive in §46 und§130 StGB, Sensibilisierung Polizei & Justiz, bessere Erfassung und Forschung zu Dunkelfeld?)

Hass gegen LGBTQIA+ Menschen ist ebenso wie Rassismus, Antisemitismus und andereDiskriminierungsformen eine Bedrohung – sowohl für unmittelbar Betroffene als auch für unserefreiheitliche Demokratie. Gerade das Erstarken nationaler, rechtspopulistischer Kräfte in denletzten Jahren hat gezeigt, wie weit verbreitet rückwärtsgewandte, menschenverachtendeIdeologien sind und wie sie unsere Gesellschaft zersetzen.
Die Partei der Humanisten tritt diesen Strömungen entschieden entgegen. Um deren Bekämpfungmit allen Mitteln des Rechtsstaats effektiv zu ermöglichen, müssen sie in denKriminalitätsstatistiken erfasst werden. Auf Basis dieser Evidenz sollte dann gezielt interveniertwerden.
Des Weiteren müssen u. a. Polizeibeamte in Aus- und Fortbildung verstärkt für die Belange vonLGBTQIA+ sensibilisiert werden.

Einsatz für Menschenrechte von LSBTI weltweit
Wie wollen Sie in Entwicklungszusammenarbeit und Auswärtiger Politik das LSBTI-Inklusionskonzept sowiedie Yogyakarta-Prinzipien +10 umsetzen, LSBTI-Menschenrechtsverteidiger*innen stärken, die EU-LSBTI-Gleichstellungsstrategie unterstützen und die Rechte von LSBTI z.B. in Polen & Ungarn stärken?

Mit großer Sorge blicken wir auf die schwerwiegenden Einschränkungen von LGBTQIA+- Rechtenin Teilen Europas und der Welt. Die Partei der Humanisten tritt auch in ihrer Außenpolitik ohneKompromisse für die Menschenrechte im Allgemeinen und LGBTQIA+- Rechte im Speziellen ein.Für diese Aufgabe sind die Yogyakarta-Prinzipien (+10), die Equality-Strategie der EU und dasInklusionskonzept der Bundesregierung wichtige Leitfäden.
Menschenrechtskonforme & LSBTI-inklusive Flüchtlingspolitik umsetzen¶
Wie wollen Sie eine menschenrechtskonforme, LSBTI-inklusive Flüchtlingspolitik umsetzen (faire,kultursensible Asylverfahren, Zugang zu Information und unabhängiger Rechtsberatung, Gewaltschutz beiUnterbringung, keine Abschiebung in Verfolgerstaaten, LSBTI-Themen in Sprach-/Integrationskursen)?

Deutschland ist ein Einwanderungsland. Wir sehen in der Migration eine Chance und tretendeshalb für ein Einwanderungssystem ein. Unabhängig von Herkunft und Aufenthaltsstatus mussallen Menschen Selbstbestimmung und Chancengleichheit eingeräumt werden, um die Teilhabeam gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen.



Bildung ist eines der besten Mittel zur Integration. Deshalb setzen wir uns für ein breites undkostenloses Angebot an Kursen für Sprache, Staats- und Rechtskunde für Zuwanderer ein. Insolchen Kursen würden, wo sinnvoll, natürlich auch LGBTQIA+- Themen angesprochen werden.
Noch immer wird in vielen Nationen bspw. Homosexualität strafrechtlich, teils unter Androhungder Todesstrafe, verfolgt. Diesen rückwärtsgewandten Ideologien treten wir entschieden entgegen.Queere Geflüchtete dürfen nicht in Staaten abgeschoben werden, in denen sie aufgrund ihrerIdentität/Orientierung politisch verfolgt werden.

Respekt und Akzeptanz im Alltag stärken¶
Wie wollen Sie einen Nationalen Aktionsplan zur Akzeptanz von LSBTI mit klaren, zeitlich definiertenZielvereinbarungen, Selbstverpflichtungen staatlicher Stellen und Haushaltsmitteln auflegen, LSBTI-Demokratie-Projekte auf Bundesebene absichern, Bildung und Arbeit gegen Rechtsextremismus stärken?
Hierzu verweisen wir auf die Antworten zu den anderen Fragen, insbesondere zur Bekämpfung vonHasskriminalität.
Queere Gesundheit fördern
Wie wollen Sie die diskriminierenden Blutspendeverbote für „MSM“ und Trans* aufheben, einen LSBTI-Gesundheitsbericht auflegen, das Krankheitsrisiko Diskriminierung angehen, für LSBTI-inklusiveGesundheitsversorgung sorgen sowie einen Rettungsschirm für Corona-bedrohte LSBTI-Infrastrukturspannen?

Das fragliche Blutspendeverbot für Männer, die Sex mit Männern haben, (MSM) und trans*Menschen soll HIV-Übertragungen durch Blutprodukte verhindern. Tatsächlich sind HIV-Infektionen unter MSM noch immer überproportional häufig – trotz der in den letzten Jahrenfallenden Inzidenzen in dieser Subgruppe dank Aufklärung und Bewusstsein in der Community. Derdiagnostische Nachweis von HIV-Antigenen bzw. Antikörpern ist jedoch mittlerweile bereits ca.2–12 Wochen nach Infektion möglich; die momentan geforderte sexuelle Abstinenz von 12Monaten(!) ist demzufolge inakzeptabel. Eine allgemeine Karenzzeit von wenigen Wochen fürungeschützten analen Sexualverkehr außerhalb einer festen Beziehung (unabhängig vonSexualität, Geschlecht und Gender) wäre eine mögliche, für uns vertretbare, Regelung. DieseForderung folgt auch den neusten Empfehlungen der Bundesärztekammer.
Die Studienlage im Bereich LGBTQIA+ ist mehr als dürftig. Um evidenzbasiert Entscheidungentreffen zu können, bedarf es hier deutlich mehr Forschungsvorhaben – etwa zu Auswirkungen vonDiskriminierungserleben, der medizinischen Versorgung von trans* Menschen, den spezifischenGesundheitsrisiken u. v. m.. Im Interesse der Allgemeinheit sollten diese auch staatlich gefördertwerden und die Ergebnisse open access, also für alle kostenfrei zugänglich sein.
Ein Großteil der Diskriminierung entsteht nicht aus bösem Willen, sondern schlichtem Unwissen. InAusbildung und Studium sowie auch Fortbildungen in allen Gesundheitsfachberufen muss mehrüber queere Themen informiert werden, um eine adäquate Versorgung zu garantieren.
Darüber hinaus begrüßen wir Bestrebungen zur Entpathologisierung, wie etwa das Ersetzen von„Störungen“ (ICD-10-GM) durch „Zustände“ in ICD-11 der WHO.
Aufgrund der sich stetig wandelnden Situation ist es uns leider nicht möglich, konkrete Angaben zupandemiebedingten Unterstützungsmaßnahmen zu machen.


